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Entscheidungsdatum

20.09.2016
Norm

AVG 1950 §18 Abs3
B-VG Art.133 Abs4
FPG §11 Abs3
VwGVG §17
VwGVG §28 Abs1

1. AVG 1950 § 18 gültig von 01.01.1991 bis 31.01.1991 wiederverlautbart durch BGBl. Nr. 51/1991
2. AVG 1950 § 18 gültig von 01.03.1983 bis 31.12.1990 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 199/1982

1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG § 11 heute
2. FPG § 11 gültig ab 01.01.9000 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2025
3. FPG § 11 gültig von 01.09.2018 bis 01.01.9000 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 56/2018
4. FPG § 11 gültig von 19.10.2017 bis 31.08.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 145/2017
5. FPG § 11 gültig von 01.10.2017 bis 18.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2017
6. FPG § 11 gültig von 20.07.2015 bis 30.09.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015
7. FPG § 11 gültig von 01.01.2014 bis 19.07.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 68/2013
8. FPG § 11 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012
9. FPG § 11 gültig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. VwGVG § 17 heute
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2. VwGVG § 17 gültig ab 01.01.2014

1. VwGVG § 28 heute
2. VwGVG § 28 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017
3. VwGVG § 28 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch

W175 2116227-1/2E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Neumann nach Beschwerdevorentscheidung der
Österreichischen Botschaft XXXX vom 20.07.2015, Zahl: XXXX-OB/KONS/xxxx/2015, aufgrund des
Vorlageantrags der XXXX, geboren am XXXX, Staatsangehörigkeit:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch
die Richterin Mag. Neumann nach Beschwerdevorentscheidung der Österreichischen Botschaft römisch 40
vom 20.07.2015, Zahl: XXXX-OB/KONS/xxxx/2015, aufgrund des Vorlageantrags der römisch 40 , geboren am
römisch 40 , Staatsangehörigkeit:

Nigeria, über die Beschwerde gegen die Erledigung der Österreichischen Botschaft XXXX vom 10.06.2015, zu
Recht erkannt:Nigeria, über die Beschwerde gegen die Erledigung der Österreichischen Botschaft römisch 40
vom 10.06.2015, zu Recht erkannt:

A) Die Beschwerde wird gemäß § 11 Abs. 3 FPG iVm § 28 Abs. 1 VwGVGA) Die Beschwerde wird gemäß
Paragraph 11, Absatz 3, FPG in Verbindung mit Paragraph 28, Absatz eins, VwGVG

als unzulässig zurückgewiesen.

B) Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.B) Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4,
B-VG nicht zulässig.

Text

BEGRÜNDUNG:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

1.1. Die Beschwerdeführerin (in der Folge: BF) ist Staatsangehörige von Nigeria und stellte am 27.04.2015
bei der Österreichischen Botschaft XXXX (in der Folge: ÖB XXXX) einen Antrag auf Erteilung eines Schengen-
Visums der Kategorie "C", wobei sie angab, ihren in Österreich lebenden Sohn und dessen Familie besuchen
zu wollen.1.1. Die Beschwerdeführerin (in der Folge: BF) ist Staatsangehörige von Nigeria und stellte am
27.04.2015 bei der Österreichischen Botschaft römisch 40 (in der Folge: ÖB römisch 40 ) einen Antrag auf
Erteilung eines Schengen-Visums der Kategorie "C", wobei sie angab, ihren in Österreich lebenden Sohn und
dessen Familie besuchen zu wollen.

Beigelegt wurde dem Antrag eine Reiseversicherung, eine Flugreservierung und eine Verpflichtungserklärung
ihres Sohnes vom 09.04.2015, der zu entnehmen war, dass dieser ein Nettoeinkommen von € 1105,27
beziehe, weiters Kreditverpflichtungen in der Höhe von €

213,- monatlich habe und für zwei Kinder sorgepflichtig sei. Er arbeite seit 2014 als Küchenhilfe und verfüge
über ein Sparguthaben von € 5.219,-.

Als berufliche Tätigkeit gab die BF im Antrag an, Hausfrau zu sein und einen kleinen Handel zu betreiben, der
umgerechnet € 50,- im Monat einbringe, der Ehemann verkaufe Autos.

1.2. Mit Schreiben vom 03.06.2015 forderte die ÖB die BF zu einer Stellungnahme auf. Sie habe den Zweck
und die Bedingungen des Aufenthaltes nicht ausreichend begründet. Die vorgelegten Informationen seien
unglaubwürdig. Sie habe weiters nicht den Nachweis ausreichender Mittel zur Bestreitung des
Lebensunterhaltes für die Dauer des beabsichtigten Aufenthaltes erbracht. Die angeführten Mittel seien nicht
ausreichend. Es bestünden weiters Zweifel an der beabsichtigten Wiederausreise aus dem Bundesgebiet
nach Ablauf des Visums.

Das Schreiben weist weder eine Unterschrift noch eine Paraphe noch einen Stempel der ÖB auf.
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1.3. Im Akt findet sich ein nicht unterzeichnetes, nicht datiertes Schreiben, welches der Sohn der BF verfasst
haben soll. Angeführt wurde in diesem, dass die Ehefrau des Sohnes am 01.06.2015 Zwillinge geboren habe
und die Familie nunmehr in einer größeren Wohnung lebe. Die Ehefrau brauche dringend Hilfe bei der
Kinderbetreuung, da sie auch eine fünfjährige und eine dreijährige Tochter hätten. Die BF wolle die Kinder
sehen.

Die Ehefrau beziehe für die vier Kinder € 748,- Kindergeld und €

980,- Karenzgeld, der BF verdiene € 1.120,- im Monat, die BF "bringe € 2.000,- mit".

1.4. Mit der im gegenständlichen Verfahren angefochtenen Erledigung vom 10.06.2015, übernommen am
15.06.2015, verweigerte die ÖB die Erteilung des Visums mit der Begründung, dass der Zweck und die
Bedingungen des beabsichtigten Aufenthalts nicht nachgewiesen worden wären. Die BF habe nicht den
Nachweis ausreichender Mittel erbracht und die Informationen über den Zweck und die Bedingungen des
beabsichtigten Aufenthaltes seien nicht glaubhaft. Weiters konnte die Absicht, Österreich nach Ablauf des
Visums zu verlassen, nicht festgestellt werden.

Das Schreiben der ÖB weist weder ein Rundsiegel noch einen Ausfertigungsvermerk noch eine Unterschrift
oder eine Paraphe auf. Lediglich die Bezeichnung der Botschaft wurde aufgestempelt. Die der der
Beschwerde beigelegte Kopie des Schreibens ist damit ident.

1.5. Gegen diese Erledigung richtete sich die mit Mail vom 06.07.2015 eingebrachte Beschwerde, in welcher
die BF im Wesentlichen geltend machte, dass

-Strichaufzählung
die Entscheidung der ÖB nicht als "Bescheid" bezeichnet sei,

-Strichaufzählung
diese nur einen Stempel der ausstellenden Behörde, aber keine Unterschrift trage,

-Strichaufzählung
das Schreiben keine Aktenzahl habe und

-Strichaufzählung
lediglich Scheinbegründungen aufweise. Man begnüge sich mit dem Ankreuzen von unbegründeten
Behauptungen.

Die Behörde habe überdies zwar den Sachverhalt ausführlich geprüft, jedoch die falschen Schlüsse daraus
gezogen. Sie hätten durch Vorlage des Mutter-Kind-Passes (kein Nachweis darüber im Akt) nachgewiesen,
dass die Schwiegertochter Zwillinge erwarte. Der Sohn habe nur einen Monat Urlaub und eine Person sei
allein nicht in der Lage zwei Neugeborene und zwei aufgeweckte Kleinkinder zu betreuen.

Die Angaben hinsichtlich der finanziellen Mittel wurden wiederholt. Geändert habe sich, dass die Familie
nunmehr für vier Kinder Kinderbeihilfe beziehe.

Hinsichtlich der Unglaubwürdigkeit der Angaben zum Zweck des Aufenthaltes wurde moniert, dass
diesbezüglich seitens der ÖB keine Informationen geliefert worden wären, sodass dazu auch nie hätte
Stellung genommen werden können.

Die Annahme, die BF werde Österreich nicht mehr verlassen, sei absurd. Die Behörde habe Kenntnis, dass sie
in Benin City Geschäftsfrau sei und einen Lebensmittelhandel betreibe. Da sie erst 55 Jahre alt sei, habe sie
kein Interesse daran, ihre Existenz zu zerstören, indem sie ihre Hilfsdienste bei ihrer Familie länger als drei
Monate verrichte. Ihr Mann würde mit Autos handeln, sechs weitere erwachsene Kinder würden in Nigeria
leben und sich nur kurzfristig um ihren Laden kümmern können. Weiters habe sie ein Rückflugticket
vorgelegt.

1.6. Einem Aktenvermerk vom 21.07.2015 ist zu entnehmen, dass die BF am "25.03.2015" einen Visumantrag
gestellt habe. Weiters ist diesem eine zusammengefasste Begründung für die Ablehnung zu entnehmen.

1.7. Mit Beschwerdevorentscheidung vom 20.07.2015, zugestellt am selben Tag, wies die ÖB die Beschwerde
gemäß § 14 Abs. 1 VwGVG als unbegründet ab.1.7. Mit Beschwerdevorentscheidung vom 20.07.2015,
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zugestellt am selben Tag, wies die ÖB die Beschwerde gemäß Paragraph 14, Absatz eins, VwGVG als
unbegründet ab.

Auch diese Erledigung der ÖB weist weder ein Rundsiegel noch einen Ausfertigungsvermerk noch eine
Unterschrift oder eine Paraphe auf.

1.9. Am 13.08.2015 langte bei der ÖB ein Vorlageantrag gemäß § 15 VwGVG ein.1.9. Am 13.08.2015 langte
bei der ÖB ein Vorlageantrag gemäß Paragraph 15, VwGVG ein.

1.10. Mit Schreiben des Bundesministeriums für Europa, Integration und Äußeres wurde dem
Bundesverwaltungsgericht der Vorlageantrag samt Verwaltungsakt am 23.10.2015 übermittelt.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Die BF stellte am 27.04.2015 bei der Österreichischen Botschaft XXXX einen Antrag auf Erteilung eines
Schengen-Visums der Kategorie "C".Die BF stellte am 27.04.2015 bei der Österreichischen Botschaft römisch
40 einen Antrag auf Erteilung eines Schengen-Visums der Kategorie "C".

Mit Schreiben vom 10.06.2015, übernommen am 15.06.2015, verweigerte die ÖB die Erteilung des Visums.

Das Schreiben der ÖB weist weder ein Rundsiegel noch einen Ausfertigungsvermerk noch eine Unterschrift
oder eine Paraphe auf. Lediglich die Bezeichnung der Botschaft wurde aufgestempelt. Die der Beschwerde
beigelegte Kopie des Schreibens ist damit ident.

Dieses Schreiben weist aufgrund wesentlicher Fehler keinen Bescheidcharakter auf. Eine Überprüfung im
Rahmen des Rechtsschutzes kann daher nicht durchgeführt werden.

Gegen dieses Schreiben richtete sich die mit Mail vom 06.07.2015 eingebrachte Beschwerde, in welcher die
BF neben inhaltlichen Ausführungen wesentliche Bescheidmängel geltend machte.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 20.07.2015, zugestellt am selben Tag, wies die ÖB die Beschwerde
gemäß § 14 Abs. 1 VwGVG als unbegründet ab. Das Schreiben der ÖB weist weder ein Rundsiegel noch einen
Ausfertigungsvermerk noch eine Unterschrift oder eine Paraphe auf.Mit Beschwerdevorentscheidung vom
20.07.2015, zugestellt am selben Tag, wies die ÖB die Beschwerde gemäß Paragraph 14, Absatz eins, VwGVG
als unbegründet ab. Das Schreiben der ÖB weist weder ein Rundsiegel noch einen Ausfertigungsvermerk
noch eine Unterschrift oder eine Paraphe auf.

2. Beweiswürdigung:

Die festgestellten Tatsachen ergeben sich zweifelsfrei aus dem Akt der ÖB XXXX, insbesondere auch aus den
in der Beschwerde vorgelegten Unterlagen.Die festgestellten Tatsachen ergeben sich zweifelsfrei aus dem
Akt der ÖB römisch 40 , insbesondere auch aus den in der Beschwerde vorgelegten Unterlagen.

3. Rechtliche Beurteilung:

Mit 1.1.2014 ist das Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVwGG) idF BGBl. I Nr. 10/2013 in Kraft getreten.Mit
1.1.2014 ist das Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVwGG) in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
10 aus 2013, in Kraft getreten.

Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes-
oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.Gemäß Paragraph 6, BVwGG entscheidet
das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die
Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Da in den maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszuständigkeit nicht vorgesehen ist, obliegt
in der gegenständlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden Geschäftsverteilung
des Bundesverwaltungsgerichtes zuständigen Einzelrichter.

Die maßgeblichen Bestimmungen des Bundesgesetzes über das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG) idgF lauten wie folgt:
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"§ 2 Soweit die Bundes- oder Landesgesetze nicht die Entscheidung durch den Senat vorsehen, entscheidet
das Verwaltungsgericht durch Einzelrichter (Rechtspfleger).

Beschwerdevorentscheidung

§ 14 (1) Im Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG steht es der Behörde frei, den
angefochtenen Bescheid innerhalb von zwei Monaten aufzuheben, abzuändern oder die Beschwerde
zurückzuweisen oder abzuweisen (Beschwerdevorentscheidung). § 27 ist sinngemäß anzuwenden.Paragraph
14, (1) Im Verfahren über Beschwerden gemäß Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG steht es der
Behörde frei, den angefochtenen Bescheid innerhalb von zwei Monaten aufzuheben, abzuändern oder die
Beschwerde zurückzuweisen oder abzuweisen (Beschwerdevorentscheidung). Paragraph 27, ist sinngemäß
anzuwenden.

(2) Will die Behörde von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absehen, hat sie dem
Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens vorzulegen.

(3) Im Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG hat die Behörde dem Verwaltungsgericht
die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens vorzulegen.(3) Im Verfahren über
Beschwerden gemäß Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 4, B-VG hat die Behörde dem Verwaltungsgericht die
Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens vorzulegen.

Vorlageantrag

§ 15 (1) Jede Partei kann binnen zwei Wochen nach Zustellung der Beschwerdevorentscheidung bei der
Behörde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird
(Vorlageantrag). Wird der Vorlageantrag von einer anderen Partei als dem Beschwerdeführer gestellt, hat er
die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt (§ 9 Abs. 1 Z 3), und ein Begehren (§ 9
Abs. 1 Z 4) zu enthalten.Paragraph 15, (1) Jede Partei kann binnen zwei Wochen nach Zustellung der
Beschwerdevorentscheidung bei der Behörde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem
Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird (Vorlageantrag). Wird der Vorlageantrag von einer
anderen Partei als dem Beschwerdeführer gestellt, hat er die Gründe, auf die sich die Behauptung der
Rechtswidrigkeit stützt (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3,), und ein Begehren (Paragraph 9, Absatz eins,
Ziffer 4,) zu enthalten.

(2) Ein rechtzeitig eingebrachter und zulässiger Vorlageantrag hat aufschiebende Wirkung, wenn die
Beschwerde

1.

von Gesetzes wegen aufschiebende Wirkung hatte und die Behörde diese nicht ausgeschlossen hat;

2.

von Gesetzes wegen keine aufschiebende Wirkung hatte, die Behörde diese jedoch zuerkannt hat.

Die Behörde hat dem Verwaltungsgericht den Vorlageantrag und die Beschwerde unter Anschluss der Akten
des Verfahrens vorzulegen und den sonstigen Parteien die Vorlage des Antrags mitzuteilen.

(3) Verspätete und unzulässige Vorlageanträge sind von der Behörde mit Bescheid zurückzuweisen. Wird
gegen einen solchen Bescheid Beschwerde erhoben, hat die Behörde dem Verwaltungsgericht unverzüglich
die Akten des Verfahrens vorzulegen.

Verfahren vor dem Verwaltungsgericht

Anzuwendendes Recht

§ 17 Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Verfahren über Beschwerden
gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die
Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes -
AgrVG, BGBl. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, BGBl. Nr. 29/1984, und im
Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden,
die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet
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hat oder anzuwenden gehabt hätte."Paragraph 17, Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt
ist, sind auf das Verfahren über Beschwerden gemäß Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des
AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des römisch vier. Teiles, die Bestimmungen der
Bundesabgabenordnung - BAO, Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,
Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984,, und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes-
oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte."

§§ 11, 11a Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) idgF lauten:Paragraphen 11, 11 a, Fremdenpolizeigesetz 2005
(FPG) idgF lauten:

"Verfahren vor den österreichischen Vertretungsbehörden in Visaangelegenheiten

§ 11 (1) In Verfahren vor österreichischen Vertretungsbehörden haben Antragsteller unter Anleitung der
Behörde die für die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel
selbst vorzulegen; in Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Art. 19 Visakodex sinngemäß anzuwenden.
Der Antragssteller hat über Verlangen der Vertretungsbehörde vor dieser persönlich zu erscheinen,
erforderlichenfalls in Begleitung eines Dolmetschers (§ 39a AVG). § 10 Abs. 1 letzter Satz AVG gilt nur für in
Österreich zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Personen. Die Vertretungsbehörde hat nach freier
Überzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die
dem Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich Rechnung trägt, darf erst ergehen, wenn die Partei
Gelegenheit zur Behebung von Formgebrechen und zu einer abschließenden Stellungnahme hatte.Paragraph
11, (1) In Verfahren vor österreichischen Vertretungsbehörden haben Antragsteller unter Anleitung der
Behörde die für die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel
selbst vorzulegen; in Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Artikel 19, Visakodex sinngemäß
anzuwenden. Der Antragssteller hat über Verlangen der Vertretungsbehörde vor dieser persönlich zu
erscheinen, erforderlichenfalls in Begleitung eines Dolmetschers (Paragraph 39 a, AVG). Paragraph 10, Absatz
eins, letzter Satz AVG gilt nur für in Österreich zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Personen. Die
Vertretungsbehörde hat nach freier Überzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen
ist oder nicht. Eine Entscheidung, die dem Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich Rechnung trägt,
darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur Behebung von Formgebrechen und zu einer
abschließenden Stellungnahme hatte.

(2) Partei in Verfahren vor der Vertretungsbehörde ist ausschließlich der Antragssteller.

(3) Die Ausfertigung bedarf der Bezeichnung der Behörde, des Datums der Entscheidung und der Unterschrift
des Genehmigenden; an die Stelle der Unterschrift kann das Siegel der Republik Österreich gesetzt werden,
sofern die Identität des Genehmigenden im Akt nachvollziehbar ist. Die Zustellung hat durch Übergabe in der
Vertretungsbehörde oder, soweit die internationale Übung dies zulässt, auf postalischem oder elektronischem
Wege zu erfolgen; ist dies nicht möglich, so ist die Zustellung durch Kundmachung an der Amtstafel der
Vertretungsbehörde vorzunehmen.

[...]

Beschwerden gegen Bescheide österreichischer Vertretungsbehörden in Visaangelegenheiten

§ 11a (1) Der Beschwerdeführer hat der Beschwerde gegen einen Bescheid einer österreichischen
Vertretungsbehörde sämtliche von ihm im Verfahren vor der belangten Vertretungsbehörde vorgelegten
Unterlagen samt Übersetzung in die deutsche Sprache anzuschließen.Paragraph 11 a, (1) Der
Beschwerdeführer hat der Beschwerde gegen einen Bescheid einer österreichischen Vertretungsbehörde
sämtliche von ihm im Verfahren vor der belangten Vertretungsbehörde vorgelegten Unterlagen samt
Übersetzung in die deutsche Sprache anzuschließen.

(2) Beschwerdeverfahren sind ohne mündliche Verhandlung durchzuführen. Es dürfen dabei keine neuen
Tatsachen oder Beweise vorgebracht werden.

(3) Sämtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehörde und des Bundesverwaltungsgerichtes für
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Dolmetscher und Übersetzer sowie für die Überprüfung von Verdolmetschungen und Übersetzungen sind
Barauslagen im Sinn des § 76 AVG.(3) Sämtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehörde und des
Bundesverwaltungsgerichtes für Dolmetscher und Übersetzer sowie für die Überprüfung von
Verdolmetschungen und Übersetzungen sind Barauslagen im Sinn des Paragraph 76, AVG.

(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat über die Vertretungsbehörde zu
erfolgen. § 11 Abs. 3 gilt."(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat über die
Vertretungsbehörde zu erfolgen. Paragraph 11, Absatz 3, gilt."

Die maßgeblichen Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des europäischen Parlaments und des
Rates (Visakodex) lauten wie folgt:Die maßgeblichen Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 810 aus 2009,
des europäischen Parlaments und des Rates (Visakodex) lauten wie folgt:

"Visumverweigerung

Art. 32 (1) Unbeschadet des Artikels 25 Absatz 1 wird das Visum verweigert,Artikel 32, (1) Unbeschadet des
Artikels 25 Absatz 1 wird das Visum verweigert,

a) wenn der Antragsteller:

i) ein Reisedokument vorlegt, das falsch, verfälscht oder gefälscht ist;

ii) den Zweck und die Bedingungen des geplanten Aufenthalts nicht begründet;

iii) nicht den Nachweis erbringt, dass er über ausreichende Mittel zur Bestreitung des Lebensunterhalts
sowohl für die Dauer des geplanten Aufenthalts als auch für die Rückreise in den Herkunfts- oder
Wohnsitzstaat oder für die Durchreise in einen Drittstaat, in dem seine Zulassung gewährleistet ist, verfügt,
bzw. nicht in der Lage ist, diese Mittel rechtmäßig zu erwerben;

iv) sich im laufenden Sechsmonatszeitraum bereits drei Monate im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten auf der
Grundlage eines einheitlichen Visums oder eines Visums mit räumlich beschränkter Gültigkeit aufgehalten
hat;

v) im SIS zur Einreiseverweigerung ausgeschrieben ist; DE 15.9.2009 Amtsblatt der Europäischen Union L
243/15

vi) als eine Gefahr für die öffentliche Ordnung, die innere Sicherheit oder die öffentliche Gesundheit im Sinne
von Artikel 2 Absatz 19 des Schengener Grenzkodexes oder für die internationalen Beziehungen eines
Mitgliedstaats eingestuft wird, insbesondere wenn er in den nationalen Datenbanken der Mitgliedstaaten zur
Einreiseverweigerung aus denselben Gründen ausgeschrieben worden ist; oder

vii) nicht nachweist, dass er, soweit erforderlich, über eine angemessene und gültige
Reisekrankenversicherung verfügt; oder

b) wenn begründete Zweifel an der Echtheit der von dem Antragsteller vorgelegten Belege oder am
Wahrheitsgehalt ihres Inhalts, an der Glaubwürdigkeit seiner Aussagen oder der von ihm bekundeten Absicht
bestehen, das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten vor Ablauf der Gültigkeit des beantragten Visums zu
verlassen.

(2) Eine Entscheidung über die Verweigerung und die entsprechende Begründung werden dem Antragsteller
unter Verwendung des Standardformulars in Anhang VI mitgeteilt.(2) Eine Entscheidung über die
Verweigerung und die entsprechende Begründung werden dem Antragsteller unter Verwendung des
Standardformulars in Anhang römisch sechs mitgeteilt.

(3) Antragstellern, deren Visumantrag abgelehnt wurde, steht ein Rechtsmittel zu. Die Rechtsmittel sind
gegen den Mitgliedstaat, der endgültig über den Visumantrag entschieden hat, und in Übereinstimmung mit
dem innerstaatlichen Recht dieses Mitgliedstaats zu führen. Die Mitgliedstaaten informieren die Antragsteller
über das im Falle der Einlegung eines Rechtsmittels zu befolgende Verfahren nach Anhang VI. (3)
Antragstellern, deren Visumantrag abgelehnt wurde, steht ein Rechtsmittel zu. Die Rechtsmittel sind gegen
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den Mitgliedstaat, der endgültig über den Visumantrag entschieden hat, und in Übereinstimmung mit dem
innerstaatlichen Recht dieses Mitgliedstaats zu führen. Die Mitgliedstaaten informieren die Antragsteller über
das im Falle der Einlegung eines Rechtsmittels zu befolgende Verfahren nach Anhang römisch sechs.

[ ... ]"

Zu A) Zurückweisung der Beschwerde:

Die österreichischen Vertretungsbehörden im Ausland haben nicht das AVG anzuwenden (VwGH
2012/21/0070 vom 13.12.2012 mit Hinweis B 24.10.2007, 2007/21/0216). Für sie sind vielmehr die in § 11
FPG niedergelegten besonderen Verfahrensvorschriften und - vor allem - der nach seinem Art. 58 Abs. 2
grundsätzlich seit dem 5. April 2010 geltende Visakodex maßgeblich, der gemäß Art. 1 Abs. 1 die Verfahren
und Voraussetzungen für die Erteilung von Visa für die Durchreise durch das Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten oder für geplante Aufenthalte in diesem Gebiet von höchstens drei Monaten je Sechs-
Monatszeitraum festlegt. Als unionsrechtliche Verordnung gilt der Visakodex unmittelbar. Die österreichischen
Vertretungsbehörden im Ausland haben nicht das AVG anzuwenden (VwGH 2012/21/0070 vom 13.12.2012
mit Hinweis B 24.10.2007, 2007/21/0216). Für sie sind vielmehr die in Paragraph 11, FPG niedergelegten
besonderen Verfahrensvorschriften und - vor allem - der nach seinem Artikel 58, Absatz 2, grundsätzlich seit
dem 5. April 2010 geltende Visakodex maßgeblich, der gemäß Artikel eins, Absatz eins, die Verfahren und
Voraussetzungen für die Erteilung von Visa für die Durchreise durch das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten
oder für geplante Aufenthalte in diesem Gebiet von höchstens drei Monaten je Sechs-Monatszeitraum
festlegt. Als unionsrechtliche Verordnung gilt der Visakodex unmittelbar.

Art. 32 Visakodex regelt die Visumverweigerung. In Abs. 1 werden die Verweigerungsgründe aufgezählt, der -
erst seit dem 5. April 2011 geltende - Abs. 2 bestimmt, dass dem Antragsteller die Entscheidung über die
Verweigerung und die entsprechende Begründung unter Verwendung des Standardformulars in Anhang VI
mitgeteilt werden.Artikel 32, Visakodex regelt die Visumverweigerung. In Absatz eins, werden die
Verweigerungsgründe aufgezählt, der - erst seit dem 5. April 2011 geltende - Absatz 2, bestimmt, dass dem
Antragsteller die Entscheidung über die Verweigerung und die entsprechende Begründung unter Verwendung
des Standardformulars in Anhang römisch sechs mitgeteilt werden.

Die Behörde hat sich des genannten Standardformulars bedient. Der angefochtene Bescheid leidet - wie in
Erwiderung des diesbezüglichen Beschwerdevorbringens vorauszuschicken ist - nicht schon deshalb an
einem Begründungsmangel, weil er sich auf das Ankreuzen von Textbausteinen beschränkte, ohne auf den
konkreten Fall Bezug zu nehmen und dazu Feststellungen zu treffen. Diese Vorgangsweise entspricht
vielmehr - sofern der für die Entscheidung maßgebliche Sachverhalt im Akt nachvollziehbar ist - den
besonderen Regeln für das Verfahren vor den österreichischen Vertretungsbehörden (vgl. § 11 FPG und dazu
grundlegend VwGH vom 24. Oktober 2007, Zl. 2007/21/0216) und steht auch mit dem Art. 32 Abs. 2 iVm
Anhang VI des Visakodex im Einklang (VwGH vom 17. November 2011, Zahl: 2010/21/0423, mwN).Die
Behörde hat sich des genannten Standardformulars bedient. Der angefochtene Bescheid leidet - wie in
Erwiderung des diesbezüglichen Beschwerdevorbringens vorauszuschicken ist - nicht schon deshalb an
einem Begründungsmangel, weil er sich auf das Ankreuzen von Textbausteinen beschränkte, ohne auf den
konkreten Fall Bezug zu nehmen und dazu Feststellungen zu treffen. Diese Vorgangsweise entspricht
vielmehr - sofern der für die Entscheidung maßgebliche Sachverhalt im Akt nachvollziehbar ist - den
besonderen Regeln für das Verfahren vor den österreichischen Vertretungsbehörden vergleiche Paragraph
11, FPG und dazu grundlegend VwGH vom 24. Oktober 2007, Zl. 2007/21/0216) und steht auch mit dem
Artikel 32, Absatz 2, in Verbindung mit Anhang römisch sechs des Visakodex im Einklang (VwGH vom 17.
November 2011, Zahl: 2010/21/0423, mwN).

Gemäß § 11 Abs. 4 FPG bedarf die Ausfertigung einer negativen Entscheidung der ÖB in Visaangelegenheiten
jedoch der Bezeichnung der Behörde, des Datums der Entscheidung und der Unterschrift des
Genehmigenden; an die Stelle der Unterschrift kann das Siegel der Republik Österreich gesetzt werden,
sofern die Identität des Genehmigenden im Akt nachvollziehbar ist.Gemäß Paragraph 11, Absatz 4, FPG
bedarf die Ausfertigung einer negativen Entscheidung der ÖB in Visaangelegenheiten jedoch der
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Bezeichnung der Behörde, des Datums der Entscheidung und der Unterschrift des Genehmigenden; an die
Stelle der Unterschrift kann das Siegel der Republik Österreich gesetzt werden, sofern die Identität des
Genehmigenden im Akt nachvollziehbar ist.

Das nicht als Bescheid bezeichnete Schreiben der ÖB vom 10.06.2015, übernommen am 15.06.2015, weist
weder ein Rundsiegel noch einen Ausfertigungsvermerk noch eine Unterschrift oder Paraphe auf. Lediglich
die Bezeichnung der Botschaft wurde mittels Langstempel aufgebracht. Dies ersetzt jedoch keinesfalls die
Aufbringung eines Rundsiegels. Überdies sind die Entscheider im gesamten Botschaftsverfahren nicht
zweifelsfrei nachvollziehbar.

Insoweit wurde auch dem ergänzend heranzuziehenden Unterschriftserfordernis des § 11 Abs. 3 FPG nicht
Rechnung getragen (vgl. in diesem Sinn VwGH 14.05.2009, Zahl: 2008/22/0619).Insoweit wurde auch dem
ergänzend heranzuziehenden Unterschriftserfordernis des Paragraph 11, Absatz 3, FPG nicht Rechnung
getragen vergleiche in diesem Sinn VwGH 14.05.2009, Zahl: 2008/22/0619).

Die der der Beschwerde beigelegte Kopie des Schreibens ist damit ident, woraus sich ergibt, dass auch das
der BF übergebene Schreiben keine Bescheidqualität aufweist und es sich bei den zu beurteilenden
Unterlagen nicht lediglich um einen unvollständig vorgelegten Akt der ÖB handelt.

Mangels Vorliegen eines Bescheides war daher auch die Beschwerde gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG mit
Beschluss zurückzuweisen und es tritt die gegenständliche Entscheidung somit an die Stelle der
Beschwerdevorentscheidung (vgl. insbesondere VwGH vom 17.12.2015, Ro 2015/08/0026).Mangels Vorliegen
eines Bescheides war daher auch die Beschwerde gemäß Paragraph 28, Absatz eins, VwGVG mit Beschluss
zurückzuweisen und es tritt die gegenständliche Entscheidung somit an die Stelle der
Beschwerdevorentscheidung vergleiche insbesondere VwGH vom 17.12.2015, Ro 2015/08/0026).

Gemäß § 11a Abs 2 FPG war das Beschwerdeverfahren ohne mündliche Verhandlung durchzuführen.Gemäß
Paragraph 11 a, Absatz 2, FPG war das Beschwerdeverfahren ohne mündliche Verhandlung durchzuführen.

Zu B) Unzulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begründen. Nach Art. 133 Abs. 4 erster Satz B-VG idF BGBl. I Nr. 51/2012 ist gegen ein Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der
grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.Gemäß
Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder
Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist
kurz zu begründen. Nach Artikel 133, Absatz 4, erster Satz B-VG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins,
Nr. 51 aus 2012, ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn sie von der
Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das
Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung
fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht
einheitlich beantwortet wird.

Im vorliegenden Fall ist die ordentliche Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die
Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage grundsätzlicher Bedeutung abhängt. Denn das
Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine ständige Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes beziehungsweise auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen. Die maßgebliche
Rechtsprechung wurde bei den Erwägungen wiedergegeben.Im vorliegenden Fall ist die ordentliche Revision
gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer
Rechtsfrage grundsätzlicher Bedeutung abhängt. Denn das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen
erheblichen Rechtsfragen auf eine ständige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes beziehungsweise
auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen. Die maßgebliche Rechtsprechung wurde bei den Erwägungen
wiedergegeben.
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